Beratungen VSAV/ASTO/ASTU

Fürsorgerische Freiheitsentziehung bei Selbstgefährdung

Problem- und Fragestellung

1. Stellt eine ärztlich festgestellte akute Selbstgefährdung (Suizidabsichten) einen ausreichenden Grund für einen FFE gemäss Art. 397a ZGB dar?

2. Kann eine Person, die massive Morddrohungen gegen jemand anders äussert und nachweislich gegen diese Person erheblich tätlich wurde, mittels FFE in eine geeignete Anstalt eingewiesen werden?

Für Ihre Unterstützung und Mithilfe danken wir Ihnen zum Voraus bestens.

Erwägungen

1. Zu Frage 1
Nach Art. 397a ZGB darf eine mündige oder entmündigte Person wegen Geisteskrankheit, Geistesschwäche, Trunksucht, anderen Suchterkrankungen oder schwerer Verwahrlosung in einer  geeigneten Anstalt untergebracht oder zurückbehalten werden, wenn ihr die nötige persönliche Fürsorge nicht anders erwiesen werden kann. Die fürsorgerische Freiheitsentziehung ist damit zulässig, wenn ein Schwächezustand vorliegt, welcher eine persönliche Fürsorge notwendig macht und nicht anders als durch die Entziehung der Bewegungsfreiheit erbracht werden kann. Dabei muss die Massnahme verhältnismässig sein. Das heisst, dass die aufnehmende Anstalt in der Lage sein muss, die erforderliche persönliche Fürsorge zu gewähren und am Zustand des Patienten etwas zu verändern, andernfalls sich die Massnahme als nicht angemessen erweist.

Das Schutzbedürfnis kann sich durchaus aus dem Umstand ergeben, dass jemand Selbstmord begehen will. Allerdings genügt diese Absicht allein nicht. Eine FFE ist nur gerechtfertigt, wenn zusätzlich einer der im Gesetz umschriebenen Schwächezustände gegeben ist. Eine dauernd suizidgefährdete Person kann deshalb nicht bloss aus diesem Grund in eine Anstalt eingewiesen werden, wenn nicht die Möglichkeit einer Besserung besteht (Basler Kommentar ZGB-Geiser N 5 zu Art. 397a und dort zitierte Fundstellen). 

Demnach muss sich aus der ärztlichen Beurteilung auch der Umstand herleiten lassen, dass die betroffene Person geisteskrank, geistesschwach, suchtkrank oder schwer verwahrlost (d.h. in einem Zustand der Verkommenheit, welcher mit der Menschenwürde schlechterdings nicht mehr vereinbar ist, ZVW 2001 S. 344 ff.) ist.

2. Zu Frage 2
Hier gelten dieselben Hinweise: Die Person muss einen besondern Schwächezustand aufweisen und bedarf der individuellen Betreuung in einer Klinik. Die FFE ist immer eine Massnahme, welche der Fürsorge für die Person als Individuum dient (C. Hegnauer,  Darf die FFE zur Vertreibung auswärtiger Drogenabhängiger angeordnet werden?, in ZVW 1994 S. 126). Sie ist keine polizeiliche Massnahme zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung, und damit nicht als „Kanonenboot, sondern als Rettungsdampfer konzipiert“ (Hegnauer, a.a.aO. S. 127). 

Zur Abwendung konkreter Gefahr stehen vorab polizeiliche und strafrechtliche Massnahmen zur Diskussion. Zu erinnern ist dabei an die Möglichkeiten gemäss der jeweiligen kantonalen Strafprozessordnung und Polizeigesetzgebung (vergleiche Zürcher Kommentar ZGB-Spirig N 342 – 344) sowie an die Strafbestimmung des Art. 260bis StGB (Strafbare Vorbereitungshandlungen, die ausgerichtet sind auf Vorsätzliche Tötung, Mord, schwere Körperverletzung, Raub, Freiheitsberaubung und Entführung, Geiselnahme, Brandstiftung).
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